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Einleitung
Ist der Mensch ein politisches Lebewesen? – In der von Platon und Aristoteles ausgehenden klassischen Lehre von der Politik ist diese Frage immer bejaht worden. Das moderne politische Denken beginnt hier mit einer Negation. Der Mensch wird von Hobbes in den Naturzustand zurückversetzt und zum unpolitischen Wesen erklärt. Die menschlichen Geselligkeiten gelten fortan für ungesellig, weil die Vergesellschaftung Wesen zusammenführt, die ihrer Natur nach unabhängige Einzelgänger sind. Der moderne Mensch erfährt das Zusammenleben in einer politischen Gemeinschaft, das für Aristoteles noch die natürlichste Sache der Welt war, als tiefe Entfremdung von seiner eigentlichen, gemeinschaftsfernen Natur, als Verlust einer ursprünglichen Freiheit.
Von beiden Positionen sind wir heute ungefähr gleich weit entfernt. Denn die alte These, der Mensch sei ein politisches Lebewesen, hat Voraussetzungen, die wir kaum noch teilen. Sie setzt voraus, das Leben in einer möglichst vollkommenen politischen Gemeinschaft sei das höchste, dem Menschen objektiv vorgegebene Ziel seines Lebens und seines Strebens. Der einzelne Mensch ist nichts, aber Rom, die Stadtrepublik, ist ewig. Neben dieser ontologischen Voraussetzung hat die klassische Lehre eine soziale, die uns ziemlich fremd geworden ist. Das gemeinschaftliche gute Leben kann sich immer nur als partikulare Gemeinschaft der wenigen Menschen verwirklichen, die das Ziel ihres Lebens erreichen und reich und tugendhaft genug sind, um für wahre Bürger der Stadt gelten zu können.
Das moderne politische Denken seit Hobbes und Locke, Kant und Rousseau hat dagegen, vor dem Hintergrund einer mittlerweile protestantisch radikalisierten, monotheistischen Tradition, den Gedanken der Gleichheit aller Menschen nun auch politisch stark gemacht und den antiken Gedanken verworfen, die Welt sei ein im ganzen wohlgeordneter, an sich vernünftig eingerichteter, hierarchisch gegliederter Zusammenhang. Die Natur wurde zusehends kontingenter und der menschliche Kopf, die verständige Rede oder die kooperative Praxis zum Ort, an dem sich die Vernunft selbst erzeugt. Das ist bis heute das tragende Selbstverständnis der Moderne. Aber sie hatte es anfänglich unter Voraussetzungen gestellt, die nicht zu halten waren. Die Anklage, die Hegel besonders wirkungsmächtig formuliert hat, lautet auf einen doppelten Atomismus. In Frage gestellt wurde die Annahme eines Naturzustands, der von isoliert lebenden, wesentlich voneinander unabhängigen Atommenschen bevölkert wird. Und ins Zwielicht geriet im Fortgang der Erfahrungen, die die Menschen mit dem modernen Leben gemacht haben, auch der mit dem ontologischen Atomismus eng verwandte Besitzindividualismus.
Die These, die ich in diesem Buch verteidigen möchte, ist die, daß es eine moderne, normativ gehaltvolle Idee der Demokratie gibt, die sich selbst trägt, die die seit Hobbes artikulierte Kritik am aristotelischen Begriff des Politischen teilt, aber ohne ontologischen oder auch nur methodischen Individualismus auskommt und dem possessiven Liberalismus entgegengesetzt ist.
Ich werde einen egalitären Individualismus verteidigen, der weder ontologisch noch methodisch, sondern politisch ist. Gleichheit schließt Differenz ein, denn es handelt sich hier immer um die Gleichheit inkommensurabler, einander nicht identischer Wesen. Daß alle gleich sind, heißt, daß jeder etwas Besonderes ist.
Ich werde zeigen, daß der Bruch, den das moderne politische Denken seinem antiken Ursprung gegenüber vollzogen hat, wohl begründet und rational motiviert war. Insofern läßt sich hier durchaus von einem »Fortschritt im Bewußtsein der Freiheit« (Hegel) reden. Daß sich eine solche Rede von »Errungenschaften« und »Fortschritt« auch ohne allzu starke evolutionstheoretische oder gar geschichtsphilosophische Unterstellungen empirisch wenigstens plausibel machen läßt, wird im folgenden deutlich. Was vom klassischen Republikanismus bleibt, ist zwar der Gedanke einer politischen Selbstorganisation der Freien und Gleichen, wie ihn – wohl zum ersten Mal – die Aristotelische Politik zum Ausdruck bringt. Partizipative Demokratie zielt auf eine Aufhebung politischer Entfremdung. Aber dieser Gedanke verkehrt sich unter den beiden unverzichtbaren Voraussetzungen moderner demokratischer Politik, der Freiheit von Politik und Gemeinschaft und der fundamentalen Gleichheit aller Rechtsgenossen, fast in sein Gegenteil. Das relativiert die republikanisch beflügelte Kultur- und Zeitkritik, die der Moderne die Diagnose einer tiefsitzenden Politikvergessenheit stellt. Sie ist nicht falsch, aber einseitig. Sie muß deshalb um die Diagnose des Rationalitätsdefizits negativer Freiheit zumindest ergänzt werden.
Im Anschluß daran werden zwei republikanische Rettungsversuche dargestellt, denen es darum zu tun ist, etwas von der Substanz der klassischen Lehre in einen dezidiert modernen Kontext hinüberzuretten. Aber Hannah Arendt gelingt das nur um den Preis einer Reduktion der modernen Elemente auf Innovation und Herkunftsdistanz. Die Blindheit für die neue Idee der Freiheit, die am Beginn der modernen Revolutionen steht, führt schließlich zum Scheitern ihres Versuchs, ein aristotelisches Verständnis von Öffentlichkeit mit der Idee der Gleichheit zu vermitteln. Das ändert nichts daran, daß ihre Analyse der revolutionären Dynamik moderner Politik deshalb so überzeugend ist, weil sie gegen ein technizistisch verkürztes politisches Denken an der klassischen Unterscheidung von Praxis und Technik festhält. Während Hannah Arendt Existentialismus und Republikanismus zu verbinden sucht (und sich dadurch von der jungkonservativen Synthese von Existentialismus und Technik abhebt), sucht Michael Walzer nach einem Ausweg aus der Sackgasse, in die die kommunitaristische Kulturkritik allmählich hineingerät, indem er Liberalismus als kollektive Wertbindung empfiehlt. Die Schwäche seines Versuchs, Gerechtigkeit und Gemeinschaft zu einem Begriff komplexer Gerechtigkeit zu integrieren, besteht aber in einer Preisgabe des Standpunkts der Unparteilichkeit in dem Augenblick, in dem unsere westlich-liberale Wertbindung mit anderen Formen der kollektiven Wertbindung zusammenstößt. Sie wird damit der eigentümlichen Dialektik unserer eigenen nordatlantischen »Werbindung« an den europäischen Rationalismus nicht gerecht. Denn dieser besteht seit langem in der dialektischen Verschlingung der eigenen Kultur mit den anderen, gleichzeitig ein- und ausgegrenzten. Es ist gewissermaßen zur »kollektiven Wertbindung der westlichen Kultur« geworden, »nicht mit sich identisch« zu sein.[1] Das zwingt uns aber gerade im Konfliktfall, nicht auf je unseren letzten Wertstandpunkt zurückzufallen und dann die Waffen entscheiden zu lassen, sondern das Potential an Gründen zu mobilisieren, die für alle am jeweiligen Konflikt Beteiligten, sie mögen unsere Wertbindung teilen oder nicht, letztlich überzeugend sind oder doch sein sollten. Rechtlich und berechtigt kann immer nur der Zwang sein, der auch aus der Perspektive der Zwangsunterworfenen als ein berechtigter erscheint oder zumindest erscheinen könnte.
Was beide, Arendt und Walzer, verfehlen, ist die innere Verwiesenheit des modernen Demokratieprinzips auf eine streng universalistische Idee der Gerechtigkeit. Um diese innere Verwandtschaft von Demokratie und Gerechtigkeit, von Freiheit und Vernunft geht es im zweiten Kapitel. Es beginnt mit der These, daß die modernitätstypische Idee gleicher Rechte eine schrittweise Ablösung der Rechts- und Verfassungsform von der je geschichtlichen Rechtsordnung und Verfassungssubstanz ebenso voraussetzt wie einen Wandel im Freiheitsverständnis, der vom Freiheitsparadigma des Privateigentums zu dem des öffentlichen Vernunftgebrauchs führt. Das läßt sich am Beispiel des Kampfes um den Sozialstaat ebenso demonstrieren wie an den Auseinandersetzungen um die Redefreiheit in der McCarthy-Ära und im Gefolge der Bürgerrechtsbewegungen in den sechziger Jahren, aber es trifft auch auf die Kämpfe der Feministinnen und die jüngsten Auseinandersetzungen um die Rechte immer wieder neuer Minoritäten zu. Es geht in den sozialen Kämpfen der modernen Zeiten den Akteuren und Akteurinnen zwar oft zuerst um Motive des guten Lebens und der Selbstachtung, aber entschieden wird der Kampf zumeist an der Frage der Rechte des Individuums. So ist es kein Zufall, wenn sich im Gefolge solcher Kämpfe um Autonomie Zug um Zug ein offensives, entsubstantialisiertes, ordnungs- und kontextdistanziertes Verständnis unserer fundamentalen Rechte durchsetzt. Individuelle Autonomie ist eine »Instanz gegen die Mächte von Staat und Gesellschaft«[2].
Die Kritik am possessiven Individualismus führt in ihrer Konsequenz jedoch zu einem mit dem Prinzip der Volkssouveränität verbundenen Begriff des öffentlichen Vernunftgebrauchs. Um unsere Rechte ernst nehmen zu können, müssen wir mit der Demokratie ernst machen. Dies führt mich zu Kant und Rousseau zurück. Insbesondere Rousseaus Begriffe der »Volkssouveränität« und der »volonté générale« möchte ich von – bei Rousseau in der Tat naheliegenden – kommunitaristischen Mißverständnissen reinigen und mit den Grundideen des politischen Liberalismus, wie vor allem Rawls sie entwickelt hat, verträglich machen. Erst mit dem Gedanken der Volkssouveränität verabschiedet sich das moderne politische Denken definitiv von der Tradition des Naturrechts und der Bindung von Freiheit an eine bestimmte politische Anthropologie. Mit Rousseau beginnt die moderne Anthropologie des nicht festgestellten Menschenwesens, es ist eine Anthropologie ohne Telos, eine politische Anthropologie der Freiheit, nicht aber des Politischen.
Sie beginnt mit der Entdeckung Rousseaus, daß der Mensch am äußersten Anfang des Naturzustands so zu denken wäre wie ein Mensch, der ohne Sozialisationsschicksal, als fertiger Erwachsener geboren würde. Ein solcher Mensch wäre »ein absolut Schwachsinniger, ein Automat, eine Statue ohne Bewegung und fast ohne Empfindung. […] Dieser gleich als Erwachsener zur Welt gekommene Mensch könnte auch nicht stehen, er brauchte lange Zeit, sich auf seinen Füßen im Gleichgewicht zu halten. Vielleicht würde er nicht einmal den Versuch machen, und so seht ihr diesen großen, starken und robusten Körper unbeweglich wie ein Stein oder mühsam kriechend wie ein junger Hund.« Dies, sagt Rosseau, ist in »etwa der dem Menschen natürliche Urzustand der Unwissenheit und Dumpfheit, bevor er etwas aus der Erfahrung oder von seinesgleichen gelernt hat«. Dieser Zustand ist der Zustand eines total in sich geschlossenen Egozentrismus. Mit den anderen und der Erfahrung setzt ein stets riskanter und verlustreicher Lernprozeß ein, in dessen Verlauf sich – von beständigem Rückfall bedroht, ohne Erfolgsgarantie und ohne das institutionelle Gerüst eines Fahrplans – der Egozentrismus nach und nach dezentriert. »Wer aber weiß etwas über das Ende?« Und die nachmetaphysische Antwort ist einfach: Es gibt keinen »Endpunkt, bis zu dem der Mensch gelangen kann und über den hinaus er nicht kommen kann. Wir wissen nicht, was unsere Natur uns zu sein erlaubt.«[3]
Man kann die moderne Demokratie als den widerleglichen Versuch begreifen, diesen auf revolutionären Wandel angelegten Lernprozeß rechtsförmig zu institutionalisieren. Der Souveränitätsgedanke, nachdem er jeden theologischen Rückhalt verloren und sich ganz Zeit und Zufall preisgegeben hat, bewahrt in diesem Prozeß gleichwohl ein Moment des Unbedingten.
Zwischen dem unaufgebbaren Souveränitätsanspruch demokratischer Gesetzgebung und der faktischen Dezentrierung und Beschränkung des Politischen in funktional differenzierten Gesellschaften auf eine autonome »Wertsphäre« (Weber) neben anderen, kurz: zwischen (Sphären-)Autonomie und Souveränität besteht eine Spannung, die sich nur auflösen läßt um den Preis ihrer zwanghaften Unterdrückung, sei es in der schlechten Unendlichkeit autopoietischer Vervielfältigung des Immergleichen, sei es in der erpreßten Versöhnung mehr oder minder totalitärer Synthesen.[4] Das Moment des Unbedingten kann immer nur im politischen Streit und in der Sprache, die wir hier und heute sprechen, festgehalten werden. Moderne Demokratie ist genau in dem Sinne »Regierung durch Diskussion«, daß alle Ordnung allein aus Verständigungsprozessen hervorgeht und von deren wechselvollem Gelingen abhängig ist.[5] Ein über den Streit erhabener Standpunkt ist nicht länger verfügbar, das Richteramt bleibt unbesetzt, weil es keine objektive Ordnung der Natur gibt, auf die der Unparteiische als letzte Instanz verweisen könnte. Demokratie ist nichts anderes mehr, als die dauerhafte Suspension aller vorgegebenen Ordnungen. Wir müssen dann aber Ordnung durch Verständigung ersetzen und die damit verbundenen »Risiken struktureller Zweideutigkeit auf uns nehmen«[6].
Das setzt der derzeit wieder beliebter werdenden Möglichkeit eines affirmativen Ordnungsverständnisses enge Grenzen. Auch eine »demokratische Sittlichkeit« (Wellmer), auf deren Nachwachsen der demokratische Rechtsstaat angewiesen ist, darf nicht als sittliche Totalität gedacht werden. Als Sittlichkeit, d.h. als Lebensform, ist sie so partikular wie jede andere. Denn es gehört zu den Bedingungen der gleichen Freiheit aller, daß sie immer die dissonante und vorranglose Koexistenz demokratischer und undemokratischer Lebensformen erlauben – vom militanten Aktivismus über republikanische Vereinigungen aller Art bis hin zur katholischen Kirche, zur Bohème, zur Sekte und zum entpolitisierten Konsumismus. Es darf nur niemand zur Vereinigung oder zur Vereinzelung gezwungen werden, und die Betroffenen müssen den jeweiligen Grenzverlauf zwischen Privatsphäre und Öffentlichkeit selbst bestimmen können. Das Leben der Demokratie besteht darin, daß alles negierbar ist, daß es in keiner strittigen Frage eine Alternative zum Dialog gibt und daß die rechtliche »Befugnis, zu zwingen« (Kant) das partizipative Einverständnis aller Gesetzesunterworfenen voraussetzt.
Seit dem 18. Jahrhundert bilden die Ideen der Gleichheit als einziger Schranke der Willkür, der politischen Selbstgesetzgebung und der moralischen Autonomie den Kern des modernen politischen Denkens. Dabei wurde freilich die Moderne stillschweigend mit dem Westen identifiziert. Außerdem war die Institutionalisierung dieser Ideen an die Grenzen des territorialen Nationalstaats gebunden. Beide Grenzen, die des Nationalstaats und die des Westens, sind in der Folge globaler Umbrüche und Erschütterungen zum Problem und zur strukturellen Gefährdung der demokratischen Ideen geworden.[7] Da sich die ökonomischen, ökologischen, demographischen und sicherheitspolitischen Probleme schon lange nicht mehr in den Grenzen des Nationalstaats lösen lassen, macht der wachsende Problemdruck den Nationalstaat zur zukünftigen Vergangenheit.
An der Grenze der westlichen Staatenwelt sind indes auch nach dem Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums alternative Gesellschaftsformationen und sogar mögliche Entwicklungsalternativen zum westlichen Weg der Modernisierung keineswegs verschwunden. Es ist durchaus möglich, daß zukünftig die Prinzipien der Gleichheit, der Demokratie und der individuellen Freiheit nicht nur faktisch verletzt, sondern auch in ihrer Geltung bestritten werden.
Während das Entwicklungsmodell des nordatlantischen Westens am Idealtypus der gesellschaftlichen Gemeinschaft (Parsons) orientiert ist, in der auf die eine oder andere, mehr oder minder (radikal)demokratische Weise der Vorrang gleicher Rechte gesichert werden soll, stellen fundamentalistische (z.B. Iran), nationalistische (z.B. Irak) und autokratische (z.B. Südkorea) Regime Varianten einer (zumindest in weiten Bereichen) modernen Gesellschaftsformation dar, die sich am Idealtypus einer gemeinschaftlichen Gesellschaft orientieren. In ihr gilt grundsätzlich der Vorrang des wirklichen oder vermeintlichen, in jedem Falle jedoch gemeinschaftlichen Guten, hinter das im Konfliktfall die Rechte des Einzelnen zurücktreten müssen.
Vergegenwärtigt man sich diese globale Konstellation, erscheinen alle Versuche einer fröhlichen Versöhnung zwischen politischem Liberalismus und kommunitaristischer Kulturkritik ebenso verfrüht wie die voreilige Feststellung, nun, nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion, gäbe es keine Alternativen zu den Ideen der Demokratie, der Gesetzesherrschaft und der gleichen Rechte. Es gibt sogar, wie Beispiele aus dem südostasiatischen Raum zeigen, sehr attraktive. Es ist eben die Frage, ob die sich abzeichnende Transformation der westlichen, nationalstaatlich organisierten Demokratie zu einer demokratischen Transformation der Weltgesellschaft führt oder zu ihrem Ende kommt. Angesichts dieser »demokratischen Frage« scheint es mir wichtig, sich noch einmal des normativen Gehalts der Demokratieidee zu vergewissern. Aus ihr jedenfalls folgt, daß auch angesichts eines sich verdüsternden Horizonts die Offensive die einzige Verteidigung ist: »The cure for the ailments of democracy is more democracy.« (John Dewey)
 
Danken möchte ich für Diskussionen älterer Fassungen, die inzwischen nur noch bruchstückhaft im Text auftauchen, und für Einwände am Rande, die mich im letzten Augenblick verunsichert haben, und schießlich für Kommentare zum Text Andreas Böhm, Helge Heubraten, Gertrud Koch, Martin Löw-Beer, Oliver Gerstenberg, Christoph Menke, Beate Rössler und Lutz Wingert. Außerdem danke ich für Hilfen und Korrekturen am Text Ute Meister, Renate Wollenschläger und insbesondere Silke Brandes. Micha Brumlik danke ich für seine ständige, gleichzeitig liberale und hermeneutische Opposition, Hans-Jörg Jacobi für viele Hilfen, Hinweise und Diskussionen.
Der Text ist aus Vorlesungen in Berlin und Duisburg entstanden. Besonders dankbar war ich für die Gelegenheit, frühere Fassungen und Teile des Manuskripts im Sommer 1991 in Gandia, im folgenden Winter dann wenige Kilometer weiter nördlich in Valencia, im Frühjahr 1992 in Trondheim und ganz zum Schluß noch auf der Nordischen Sommeruniversität in Jyväskylä vortragen und ausführlich diskutieren zu können. Dafür danke ich Manolo Jimenez, Helge Heubraten und Jacob Rendtorff.
Frankfurt, im August 1993

Erster Teil  Von der Tugend zur Freiheit
1989 schien es einen Augenblick lang so, als wäre die Stunde des politischen Lebewesens gekommen. Denn im Jahr 1989 ist eingetreten, was Hannah Arendt spätestens seit 1956 mehr erhofft als erwartet hatte und wofür es bis dahin außer der gescheiterten Ungarischen Revolution und den gescheiterten Räten der Russischen nur ein einziges erfolgreiches Beispiel in der neueren Geschichte gab, nämlich die Amerikanische Revolution des 18. Jahrhunderts. Sie ist für Hannah Arendt das Paradigma einer wahrhaft geglückten Revolution, weil sie eine politische ohne eine soziale Revolution, eine Staatengründung ohne Klassenkampf war.[8] Im Vorrang der »sozialen Frage« und im Umschlagen der Politik ins Soziale sah sie den Ursprung des Terrors zunächst der Französischen dann der Russischen Revolution. Dieses Umschlagen ist deshalb so verhängnisvoll, weil die »tobende Gewalt, mit der sich das Elend Luft macht«, ihre elementare »Kraft von der Notwendigkeit, die allem Biologischen als solchem innewohnt«, bezieht.[9] Es verwandelt Politik in »Biopolitik« (Foucault). »The rebellions of the belly are the worst«, sagte schon Francis Bacon, und Hannah Arendt präsentiert ihn in ihrem Buch Über die Revolution an entscheidender Stelle als Zeugen.[10] Für Hannah Arendt ist der Ausbruch der Gewalt in der Französischen Revolution, symbolisiert im Marsch der Frauen auf Versailles, die historische Sekunde, in der Freiheit in Unfreiheit zurückschlägt. Es ist die Geburtsstunde totalitärer Herrschaft. Die staatengründende politische Macht der verfassunggebenden Versammlung zerfällt und weicht der naturhaften und deshalb so unwiderstehlichen Gewalt der Ohnmächtigen, dem von Wut regierten Aufstand der Armen und Entrechteten, dessen »bewußter Endzweck nicht Freiheit, sondern das Leben, die schiere Wohlfahrt und das Glück« ist.[11] Der Ohnmacht moderner Menschen im Bereich des Politischen entspringt ein blinder und unpolitischer Wille zur Macht.[12]
Die Französische Revolution ist für Hannah Arendt nur das ereignisgeschichtliche Paradigma des Umschlags von Freiheit in Terror, ein Geschichtszeichen, das tief ins Denken und in die Evolution moderner Gesellschaften eingeschrieben ist. Hannah Arendt reiht sich mit ihrer Kritik der Französischen Revolution in eine lange Reihe liberaler und reaktionärer Kritiker an jener Revolution ein, die mit Burke, Hegel und de Maistre gleich nach der Revolution einsetzt. Aber Hannah Arendt ist eine zu unorthodoxe und eigensinnige Aristotelikerin, um deren Kritik bloß zu wiederholen. Zwar teilt sie mit den liberalen Kritikern die These vom inneren Zusammenhang absoluter, rechtloser Freiheit mit dem Schrecken des Terrors, und mit der konservativen und der marxistischen Kritik sieht sie die tieferen Ursachen des Terrors im modernen Liberalismus selbst: in den Strukturen der entpolitisierten bürgerlichen Wirtschafts- und Konsumgesellschaft. Zugleich aber, und das unterscheidet Hannah Arendt von ihren konservativen und von ihren liberalen Weggefährten, teilt sie die Emphase des revolutionären Aufbruchs von 1789 für Emanzipation und radikale Demokratie, für einen neuen Anfang jenseits von Autorität und Tradition, unter denen das alte Europa begraben lag.
Der Ausbildung einer von Staat und Politik getrennten bürgerlichen Gesellschaft korrespondiert ein zutiefst unpolitisches Freiheitsverständnis, das bis auf biblische und urchristliche Ursprünge zurückgeht und im autoritären (Hobbes), im liberalen (Adam Smith) und im marxistischen Staatsdenken der Neuzeit immer wieder neue Fürsprecher gefunden hat.[13] Für Hannah Arendt ist die moderne Freiheit von der Politik zugleich die Enteignung des Bürgers vom Handeln, von der aktiven Gestaltung eines gemeinschaftlichen Lebenszusammenhangs. Im gemeinsamen Handeln der Bürger sieht sie die wahre, die positive, die politische Freiheit. Politik und Freiheit sind zwei Seiten derselben Sache, und Entpolitisierung bedeutet Freiheitsverlust. Die Zerstörung des Politischen, die in einem mit dem Verlust republikanischer Bürgeridentität die Entstehung der modernen bürgerlichen Gesellschaft als eine vom Staat getrennte Sphäre begleitet, ist für Hannah Arendt der geschichtliche Hintergrund, ohne den die totalitären Katastrophen unseres Jahrhunderts gänzlich unerklärlich bleiben müßten.
Totalitarismus ist nicht, was er selbst meist vorgibt zu sein, nämlich politische Militanz und Mobilisierung der Massen, sondern vielmehr vollendete Entpolitisierung, die Liquidation des Menschen als einem politischen Lebewesen.[14] Die Vernichtung des politischen Lebewesens geht dem physischen Tod in den Lagern vorher. Die neuzeitliche Anthropologie des unpolitischen Individuums knüpft ein geheimes Band, das von Hobbes bis Stalin reicht. Die Grundleidenschaft des neuzeitlichen Subjekts ist der Wille zur Macht. Das im Verfolgen seines Privatinteresses ebenso wie in der einsamen Masse des Kollektivs isolierte, atomisierte Individuum ist unfähig, die Welt, in die es an einem bestimmten Ort und in einer bestimmten Zeit geworfen wird, zu lieben.[15] Der Mensch ist kein politisches, sondern ein dem Menschen feindliches Lebewesen. Die Gleichheit der Menschen beruht nach Hobbes »auf der Tatsache, daß jeder von Natur stark genug ist, den anderen totzuschlagen, wobei Schwäche sich durch List ausgleicht«.[16] Diese These ist ein solcher Skandal im politischen Denken Alteuropas, daß Hannah Arendt sich nicht scheut, auf Hobbes, in der Tat der »einzige politische Denker, der je für den von ihm entworfenen Staat mit Stolz den Namen Tyrannis in Anspruch genommen hat«, Oswald Sprenglers Formel vom »Untergang des Abendlandes« anzuwenden.[17]
[...]
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